
Mitteilung des Arbeitgebers
über die Insolvenz-Entstehung
Es wird vom Arbeitgeber, vorläufigen Verwalter 

oder Verwalter ausgefüllt 
                                                                                                                                                                                Abdruck des Präsentationsstempel der örtlich zuständigen Sozialversicherungsanstalt 
                                                                mit dem Datum
A. Arbeitgeber 

	Name
	Rechtsform

	Id. Nr.
	St. Nr.
	Id. Nr. der Anlage
	OKEČ (Fachbereich-Klassifizierung der wirtschaftlichen Tätigkeiten)

	Standort

	Gemeinde
	Gemeindeteil

	Straße
	Nummer
	PLZ

	Adresse des Arbeitgebers, von dem die Lohnevidenz geführt wird

	Gemeinde
	Gemeindeteil

	Straße
	Nummer
	PLZ

	Statutarisches Organ

	Name
	Vorname
	Titel

	Tel. Nr.                                   
	Mobil
	Fax
	E-Mail


B.         * Vorläufiger Verwalter



                                         * Verwalter
	Name
	Vorname
	Titel

	Standort

	Gemeinde
	Gemeindeteil

	Straße
	Nummer
	PLZ

	Tel. č.
	Mobil
	Fax
	E-Mail


C. Datum der Entstehung der Arbeitgeberinsolvenz
	Führen Sie den Tag der Zustellung des Antrags auf die Konkurserklärung dem 
zuständigen Gericht oder den Tag der Ausgabe des Beschlusses des Gerichtes an, 
wenn das Gericht das Konkursverfahren ohne Vorschlag laut Sondervorschrift in Form TT.MM.JJJJ begann.


D. Anlagen (ankreuzen)

	         Die dem zuständigen Gericht zugestellte Fotokopie des Konkurserklärung-Entwurfs       

         Ausgefülltes Formblatt „Bestätigung des Arbeitgebers zum Zweck des Anspruchs auf die Garantieversicherungsleistung“ für die 
         Mitarbeiter, deren Ansprüche aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis nicht befriedigt wurden – in der Anzahl ........................................  

         Sonstiges...................................................................................................................................................................................................      


	Für Richtigkeit der Daten verantwortet
Vorname und Name, Tel. Nr.
Datum und Unterschrift
	Statutarisches Organ des Arbeitgebers
Vorname und Name
Datum, Unterschrift und Stempelabdruck
	Vorläufiger Verwalter / Verwalter 

Vorname und Name
Datum, Unterschrift und Stempelabdruck


Belehrung:

1. Das Formblatt „Mitteilung des Arbeitgebers über die Entstehung der Insolvenz“ wird von dem Arbeitgeber, vorläufigen Verwalter und Verwalter vorgelegt, die laut § 234 Abs. 1 Gesetz Nr. 461/2003 der Gesetzsammlung über die Sozialversicherung in Fassung künftiger Vorschriften (nachfolgend „Gesetz“) die Insolvenz des Arbeitgebers der Niederlassung der Sozialversicherungsanstalt innerhalb von acht Tagen von derer Entstehung mitzuteilen verpflichtet sind.

2. Der Arbeitgeber, vorläufige Verwalter oder Verwalter und Arbeitnehmer sind laut § 234 Abs. 2 Gesetz verpflichtet, sämtliche Informationen hinsichtlich der Garantieversicherungsleistung der zuständigen Niederlassung der Sozialversicherungsanstalt mitzuteilen.

3. Laut § 234 Abs. 3 Gesetz ist der Arbeitgeber, vorläufige Verwalter oder Verwalter verpflichtet, die Ansprüche dem Arbeitnehmer aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis laut § 102 Abs. 1 Gesetz für letzte drei Monate des arbeitsrechtlichen Verhältnisses vor der Entstehung der Insolvenz des Arbeitgebers oder für drei Monate vor der Beendigung des arbeitsrechtlichen Verhältnisses zu bestätigen. Die Bestätigung über die Ansprüche des Arbeitnehmers aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis wird von ihm der Sozialversicherungsanstalt auf der Druckschrift „Bestätigung des Arbeitgebers zu Zwecken des Anspruchs auf die Garantieversicherungsleistung“ vorgelegt.
4. Laut § 234 Abs. 5 Gesetz ist der Arbeitgeber, vorläufige Verwalter oder Verwalter nach Ausfüllung sämtlicher erforderlicher Angaben über die Ansprüche des Arbeitnehmers auf der vorgeschriebenen Druckschrift verpflichtet, deren Richtigkeit zu bestätigen und diese der zuständigen Niederlassung der Sozialversicherungsanstalt innerhalb von zehn Arbeitstagen von der Zustellung der Druckschrift zuzustellen.
5. Angaben des Arbeitgebers, vorläufigen Verwalters oder Verwalters über die Ansprüche der Arbeitnehmer aus dem arbeitsrechtlichen Verhältnis stellen die Unterlage für die Auszahlung der Garantieversicherungsleistung dar.
6. Laut § 237 Abs. 1 Gesetz, wenn die natürliche Person oder Rechtsperson, welche die Verpflichtungen laut diesem Gesetz erfüllt, die Tatsachen entscheidend für den Anspruch auf die Leistung, Anspruch auf derer Auszahlung oder derer Höhe unrichtig bestätigt hatte und infolgedessen die Leistung ungerecht oder in dem höheren Betrag, als zugestanden, gewährt wurde, ist sie verpflichtet, die ungerecht ausgezahlten Beträge zu ersetzen.    

7. Laut § 148 Abs. 3 Gesetz wird der Arbeitgeber nach der Auszahlung der Garantieversicherungsleistung der Schuldner der Sozialversicherungsanstalt und die Sozialversicherungsanstalt wird Gläubiger des Schuldners.
8. Laut § 234 Abs. 6 Gesetz, wenn das Gericht über die Verweigerung des Entwurfs auf die Konkurserklärung entschieden hat oder das Konkursverfahren aus einem anderen Grund als aus Vermögensmangel eingestellt hat, ist der Arbeitgeber verpflichtet, den Betrag der ausgezahlten Garantieversicherungsleistung, erhöht um den Zins in der Höhe des am Tag dessen Rückerstattung gültigen Diskontzinssatzes zu rückerstatten, und zwar innerhalb von drei Tagen vom Tag der Rechtsgültigkeit des Beschlusses der Verweigerung des Entwurfs auf die Konkurserklärung oder über die Einstellung des Konkursverfahrens.

9. Zu Zwecken des Anspruchs auf die Garantieversicherungsleistung wird für den Garantiepflichtversicherten auch eine Genossenschaft gehalten. Wenn die Insolvenz der Genossenschaft entstanden ist, ist das Genossenschaftsmitglied in dem Arbeitsverhältnis zur Genossenschaft berechtigt, die Garantieversicherungsleistung zu beantragen.
10. Als Tag der Entstehung der Insolvenz des Arbeitgebers/der Genossenschaft betrachtet man
a) Tag der Zustellung des Entwurfs auf die Konkurserklärung an das zuständige Gericht, 

b) Tag der Ausgabe des Gerichtsbeschlusses über die Einleitung des Konkursverfahrens, wenn das Gericht gegenüber dem Arbeitgeber/der Genossenschaft ohne Entwurf auf die Konkurserklärung laut Sondervorschrift eingeleitet hat.









* eine der Möglichkeiten ankreuzen 

